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Mitglieder-Info Nr. 11/2015 

UN-BRK – Ergebnis des Staatenprüfungsverfahrens Deutschlands 
Mitglieder-Info Nr. 37/2014 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (CRPD-
Ausschuss) hat am 17. April seine Abschließenden Bemerkungen zum Staatenprü-
fungsverfahren Deutschlands veröffentlicht.  

Die Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention, eingerichtet im Deutschen 
Institut für Menschenrechte, hat eine noch vorläufige deutschsprachige Übersetzung 
der Abschließenden Bemerkungen (Anlage 1) sowie eine Zusammenfassung (Anla-
ge 2) vorgelegt.  

Als Schwerpunkte der Empfehlungen nennt die Monitoringstelle Folgendes: 

Die Inklusion betreffend, fordert der Ausschuss, Menschen mit Behinderungen eine 
unabhängige Lebensführung in der Gemeinde zu erleichtern (Ziffer 42 b)) statt weiter 
an Doppelstrukturen in Bildung, Wohnen und Arbeit festzuhalten. Insbesondere sei 
das segregierende Schulwesen zurückzubauen (Ziffer 46 b) und die Behinderten-
werkstätten zugunsten einer Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt schrittweise abzu-
schaffen (Ziffer 50 b). 

Ich bitte um Kenntnisnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 
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